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Zusammenfassung: In der jüngeren Forschung, die sich mit dem Zusammenhang von Migration und Wohlfahrtsstaat
beschäftigt, wird häufig die These vertreten, dass der Unterschied zwischen Staatsbürgern und Nichtsstaatsbürgern hin-
sichtlich ihrer sozialen Rechte im Verschwinden begriffen sei. Die These der Expansion von Rechten vermittelt aber nur
ein unvollständiges Bild der Entwicklung der sozialen Rechte von Migranten. Wie in diesem Beitrag am Beispiel Groß-
britanniens und Deutschlands gezeigt wird, erleben bestimmte Migrantengruppen in beiden Ländern Kontraktionen ih-
rer Rechte und führen wirtschaftliche Umbrüche, wohlfahrtsstaatliche Restrukturierungsprozesse und sozio-ökonomi-
sche Marginalität zur Erosion der sozialen Rechte auch von lang ansässigen Migranten und deren Nachkommen. Um
diese gegenläufigen Entwicklungen in den Blick zu bekommen, müssen die Rechte von Migranten als stratifiziertes Sys-
tem begriffen werden, in dem verschiedene Gruppen von Migranten von unterschiedlichen Entwicklungen betroffen
sind, und aufenthaltsrechtliche, sozialrechtliche und sozialstrukturelle Mechanismen der Exklusion zusammen wirken.
Summary: In current research on migration and the welfare state, it is often stated that differences in access to social
rights between citizens and non-citizens are becoming less relevant due to an expansion of migrants’ rights. The expan-
sion-thesis, however, gives only an incomplete picture of the development of migrants’ social rights. Looking at Britain
and Germany, we can see that some migrant groups are facing contractions of their rights and that economic restruc-
turing, welfare state retrenchment, and socio-economic marginality are leading to the erosion of social rights even of
long-term residents and their offspring. It is argued in this article that these parallel trends of expansion, contraction,
and erosion can best be explained if we conceive of migrants’ rights as a system of stratified rights in which different
groups of migrants experience different kinds of changes and in which different mechanisms – residency laws, social po-
licy regulations, and socio-structural conditions – work together in the exclusion of migrants from the national welfare
state.
1. Einleitung
In der jüngeren Forschung, die sich mit dem Zu-
sammenhang von Migration und Wohlfahrtsstaat
beschäftigt, wird häufig die These vertreten, dass
der Unterschied zwischen Staatsbürgern und Nicht-
staatsbürgern in Bezug auf soziale Rechte im
Verschwinden begriffen sei, da es in den letzten De-
kaden in allen europäischen Ländern zu einer Ex-
pansion der Rechte von lang ansässigen Migranten
gekommen sei. So konstatiert Layton-Henry (1990:
189), dass ein klarer Unterschied zwischen Staats-
bürgern und Nicht-Staatsbürgern nicht mehr zu zie-
hen sei, man allenfalls noch von einem Kontinuum
von Rechten mit starker Schlagseite hin zu Zuwan-
derergruppen mit gesichertem Aufenthaltsstatus
und umfassenden wirtschaftlichen und sozialen
Rechten sprechen könne. Yasemin Soysal (1994),
eine prominente Vertreterin der These einer sich
herausbildenden ‚post-nationalen‘ Gesellschaft,
geht sogar davon aus, dass durch zunehmende
Transnationalisierung die nationale Staatsbürger-
schaft ihre Bedeutung für die Gewährung von
Rechten verliere.1 Vor einiger Zeit haben auch
Halfmann und Bommes (1998: 97) argumentiert,
dass „die universalistischen Inklusionsprinzipien
des Rechts […] die Möglichkeiten staatlicher
Steuerung von Migration und der Privilegierung
von Staatsangehörigen gegenüber Migranten“ be-
schränken.
In der Tat ist es in den letzten Jahrzehnten in den
meisten west-europäischen Ländern zu einer Ex-
pansion der Rechte lang ansässiger Zuwanderer-
gruppen gekommen, sind die ersten Generationen
von Arbeitsmigranten in die wohlfahrtsstaatlichen
Leistungssysteme der Aufnahmegesellschaften und
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* Ich danke Stephan Lessenich, Janina Söhn und Erwin
Riedmann für hilfreiche Kommentare zu früheren Versio-
nen dieses Aufsatzes.
1 Für eine Kritik der ‚Postnationalismus‘-These vgl. Jopp-
ke 2003.
in den relativ gesicherten Status so genannter ‚Deni-
zens‘2 hineingewachsen. Allerdings vermittelt die
These der Expansion von Rechten nur ein unvoll-
ständiges Bild der Entwicklung der sozialen Rechte
von Migranten. Denn wie sich am Beispiel Großbri-
tanniens und der Bundesrepublik Deutschland zei-
gen lässt, lassen sich jenseits der Expansion zwei
gegenläufige Tendenzen beobachten: Erstens ist es
durch die Einschränkung weiterer Immigration seit
den 1970er Jahren und durch den Abbau von Rech-
ten von Migranten mit unsicherem und temporärem
Aufenthaltsstatus insbesondere seit den 1990er Jah-
ren in beiden Ländern zur Kontraktion der Rechte
bestimmter Zuwanderergruppen gekommen. Zwei-
tens führen wirtschaftliche Umbrüche, wohlfahrts-
staatliche Restrukturierungsprozesse und sozio-öko-
nomische Marginalität teilweise auch zur Erosion
der sozialen Rechte von lang ansässigen Migranten
und deren Nachkommen.
Großbritannien und Deutschland gelten sowohl
hinsichtlich ihres Immigrations- bzw. Integrations-
regimes3 wie auch ihres Wohlfahrtsregimes als kon-
trastierende Fälle. Das Vereinigte Königreich ver-
körperte traditionell den Typus des imperialen
Immigrationsregimes, das eine nationale Gruppe
privilegiert und ihre Dominanz sichert, gleichzeitig
aber die Integration vielfältiger ethnischer Gruppen
in ein multiethnisches Imperium fördert (Castles/
Miller 1993). Die Immigranten der Nachkriegszeit
kamen vor allem aus den Commonwealth-Staaten
und verfügten als Untertanen des Empire über die
britische Staatsbürgerschaft. Allerdings wurde das
britische Staatsangehörigkeitsrecht durch verschie-
dene Gesetzgebungen seit den 1970er Jahren stark
verändert, so dass Großbritannien zu Beginn der
1980er Jahre den Wandel von einer weitgehend un-
gesteuerten Zuwanderung zu strengen Kontrollen4
und einer neuen, an ius sanguinis-Prinzipien5 orien-
tierten Definition von Staatsbürgerschaft vollzogen
hat (Faist 1998: 152). Bis heute prägen jedoch das
koloniale Erbe und die besondere Struktur der Immi-
gration die britische Integrationspolitik. Deutsch-
land gehörte dagegen dem Typus des ethnischen Im-
migrationsregimes an, bei dem das politische
Gemeinwesen als Abstammungsgemeinschaft mit
einer gemeinsamen Sprache, Kultur und Staatsbür-
gerschaft begriffen wird. Dieses Modell ist durch
die Privilegierung von Immigranten derselben eth-
nischen Gruppe und die starke Kontrolle der
Zuwanderung fremdethnischer Migranten durch
Zuwanderungschancen nur für ökonomisch not-
wendige Arbeitsmigranten und hohe Hürden bei
der Einbürgerung gekennzeichnet (Sainsbury 2003).
Die Immigration der Nachkriegszeit rekrutierte sich
hier vor allem aus süd- und südosteuropäischen
‚Gastarbeitern‘, von denen ein großer Teil zu dauer-
haften Einwohnern, nicht jedoch zu Staatsbürgern
wurde. Im selbst erklärten ‚Nichteinwanderungs-
land‘ war es lange Zeit vor allem eine starke Judi-
kative, die auf der Basis einer geschriebenen Verfas-
sung schrittweise zivile und soziale Rechte für
Migranten etablierte (Joppke 1999). Erst verspätet
zog die Politik mit Erleichterungen bei der Einbür-
gerung und der Einführung von ius-soli Elementen
in das Staatsangehörigkeitsrecht nach. Damit be-
wegte sich Deutschland in die entgegen gesetzte
Richtung von Großbritannien, das durch die par-
tielle Einführung des ius sanguinis eine Ethnisie-
rung der ehemals territorial-staatsbürgerlichen De-
finition politischer Mitgliedschaft vorgenommen
hatte. Hinsichtlich ihres Wohlfahrtsmodells werden
die beiden Länder üblicherweise ebenfalls unter-
schiedlichen Regimetypen – Großbritannien dem li-
beralen Wohlfahrtsregime, das durch eine starke
Präferenz für die marktwirtschaftliche Erbringung
von Sicherungsleistungen und minimale staatliche
Leistungen gekennzeichnet ist, Deutschland dem
konservativ-korporatistischen Regime, in dem
erwerbsarbeitszentrierte Sozialversicherungssysteme
und die Logik der Lebensstandardsicherung vorherr-
schen – zugeordnet. Dennoch lassen sich – wie ich
im Folgenden zeigen werde – für beide Fälle ähnliche
Tendenzen der Entwicklung der sozialen Rechte von
Migranten diagnostizieren, die auf eine „partielle
Konvergenz“ (Faist 1998: 148) hindeuten.
Die gleichzeitig statt findenden Entwicklungen der
Expansion, Kontraktion und Erosion der sozialen
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2 Der Begriff ‚Denizen‘ wurde von Thomas Hammar
(1990) für Zuwanderer geprägt, die zwar nicht die Staats-
bürgerschaft besitzen, aber über einen gesicherten Rechts-
status verfügen sowie vollen Zugang zum Arbeitsmarkt,
zum Bildungssystem und zu den sozialen Sicherungssyste-
men des Aufnahmelandes haben.
3 Dieses „spezifische institutionelle Arrangement von na-
tionalen Wohlfahrtsstaaten zur Regulierung der Aufnah-
me und Integration von Zuwanderern“ (Faist 1998: 151)
umfasst Bestimmungen über den Erwerb einer Aufent-
haltsberechtigung und Arbeitserlaubnis, Regelungen zur
Einbürgerung, des Zugangs zu sozialstaatlicher Unterstüt-
zung, zur Teilhabe am politischen Leben etc.
4 Joppke (1999: 9) spricht in diesem Zusammenhang so-
gar von Großbritannien als einem „zero-immigration
country“.
5 Ius sanguinis (Recht des Blutes) bezeichnet das Prinzip
der gemeinsamen Abstammung, während im ius soli
(Recht des Bodens) Rechte und Staatsbürgerschaft nach
dem Prinzip der Herkunft bzw. des Aufenthalts verliehen
werden; vgl. Brubaker 1994.
Rechte von Migranten lassen sich dabei, so möchte
ich argumentieren, am besten in den Blick bekom-
men, wenn man die Rechte von Migranten als in
sich stratifiziertes System begreift, in dem unter-
schiedliche Migrantengruppen mit unterschiedli-
chen Rechten ausgestattet und von unterschiedli-
chen Entwicklungen betroffen sind. Die sozialen
Rechte von Migranten differenzieren sich dabei ent-
lang aufenthaltsrechtlicher Statuszuweisungen und
damit verbundener Teilinklusionen in die wohl-
fahrtsstaatlichen Sicherungssysteme; gleichzeitig
wirkt der Wohlfahrtsstaat als eigenständiges System
der Stratifizierung, das durch seine spezifische insti-
tutionelle Ausgestaltung bestimmte Gruppen privi-
legiert und andere benachteiligt und gegenüber dem
sich Personen mit Migrationshintergrund aufgrund
ihrer häufig marginalen Arbeitsmarktposition in ei-
ner strukturell schwachen Position befinden.
Dass die sozialen Rechte von Migranten solcherma-
ßen mehrfach stratifiziert sind, soll im Folgenden
zunächst herausgearbeitet werden (2.), bevor in
weiteren Schritten die spezifischen Muster und Ent-
wicklungen der sozialen Rechte von Migranten in
beiden Ländern anhand unterschiedlicher Ebenen
der Stratifizierung – der aufenthaltsrechtlichen
Stratifizierung (3.), der wohlfahrtsstaatlichen Stra-
tifizierung (4.) sowie der sozialstrukturellen Diffe-
renzierung (5.) – nachgezeichnet werden. Schließ-
lich wird eine Zusammenschau der Ergebnisse
sowie der Versuch einer Erklärung der partiell kon-
vergenten Entwicklungen der sozialen Rechte von
Migranten in beiden Ländern unternommen (6.).
2. Stratifizierte Rechte und soziale Exklusion
von Migranten im Wohlfahrtsstaat
Sowohl die Forschung zu Fragen der Staatsbürger-
schaft als auch die Wohlfahrtsstaatsforschung ha-
ben in den letzten Jahren gezeigt, dass die Ausstat-
tung von Individuen mit Rechten – seien es
staatsbürgerliche oder soziale – sich komplexer ge-
staltet, als es die bekannte Marshallsche Trias
(Marshall 1992) ziviler, politischer und sozialer
Rechte nahe legt. Diese suggeriert nämlich, dass In-
dividuen Rechte entweder vollständig gewährt oder
verwehrt werden und dass formal bestehende Rech-
te faktisch auch in Anspruch genommen werden
können. Dass formal bestehende Rechte für be-
stimmte Gruppen faktisch aber nicht oder nur un-
zureichend einlösbar sind, hat insbesondere die
feministische Wohlfahrtsstaatsforschung heraus-
gearbeitet (O’ Connor 1996, Orloff 1993). In ihrer
Kritik an der formalistischen Konzeption sozialer
Rechte bei Marshall und Esping-Andersen (1990)
hat diese darauf hingewiesen, dass Frauen formal
bestehende erwerbsarbeitsbezogene soziale Rechte
aufgrund ihrer schwachen Position bzw. Nichtteil-
nahme am Arbeitsmarkt häufig nicht oder nur un-
zureichend in Anspruch nehmen können, soziale
Rechte also substanziell entlang der Kategorie „Ge-
schlecht“ stratifiziert sind. Die Forschung zur
Staatsbürgerschaft hat dagegen gezeigt, dass für
Migranten jenseits der Vollmitgliedschaft eine Rei-
he aufenthaltsrechtlicher Statuspositionen existiert,
die nur eine partielle Mitgliedschaft in der Aufnah-
megesellschaft ermöglichen.
Diese sind das Produkt widersprüchlicher Anforde-
rungen an nationalstaatliche Immigrationspolitiken
(Morris 2002). Nationale Regierungen sehen sich
der Integration lang ansässiger Zuwanderergrup-
pen, der Schaffung eines einheitlichen europäischen
Binnenmarkts, der selektiven Anwerbung qualifi-
zierter Migranten und der Einhaltung und Imple-
mentation internationaler humanitärer Konven-
tionen ebenso verpflichtet wie der Abschottung
gegenüber Armutsmigration und der internen Kon-
trolle von Zuwanderern (vgl. auch Hollifield 2003).
Auf diese widersprüchlichen Anforderungen reagie-
ren sie mit der Schaffung formal-rechtlicher Status-
positionen, die nur eine ‚partielle Mitgliedschaft‘
(Brubaker 1989) in der Aufnahmegesellschaft er-
möglichen. Das daraus entstehende, zunehmend
komplexere System der gradierten Gewährung und
Verwehrung von Rechten hat Lydia Morris (2002)
als System der ‚civic stratification‘ – der staatsbür-
gerlichen Stratifizierung bezeichnet. Es ist nicht nur
Ausdruck der abgestuften Rechte von Migranten,
sondern fungiert auch als Instrument der Über-
wachung und Kontrolle und es beinhaltet sowohl
Pfade zur Verfestigung des rechtlichen Status und
der inkrementellen Akkumulation von Rechten als
auch Selektions- und Exklusionsmechanismen, die
zu einer Gefährdung bzw. zum Verlust des recht-
lichen Status führen können.
In Anlehnung an David Lockwood (1996) identifi-
ziert Morris zwei Arten der ‚staatsbürgerlichen
Stratifizierung‘. Mit ‚civic exclusion‘ bzw. ‚inclu-
sion‘ bezeichnet sie den formalen Zugang zu Rech-
ten, nämlich die de jure-Verwehrung bzw. -Gewäh-
rung von Rechten durch den Staat. Mit den
Begriffen ‚civic gain‘ bzw. ‚deficit‘ beschreibt Morris
dagegen die formal nicht vorgesehene Bevorteilung
oder Benachteiligung aufgrund informeller Prozes-
se. Für die Analyse des Wandels des Rechtsregimes
im Zeitverlauf führt sie die Begriffe der Expansion
und Kontraktion ein. ‚Civic expansion‘ meint die
Ausdehnung von Rechten auf bestimmte Gruppen
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oder die generelle Ausweitung von Rechten, wäh-
rend ‚civic contraction‘ die Rücknahme oder den
Abbau von Rechten beschreibt.
Morris geht es in ihrer Untersuchung der Rechte
von Zuwanderern unter dem Stichwort ‚civic gain/
deficit‘ um Diskrepanzen zwischen formalen Rech-
ten und der faktischen Verwirklichung dieser Rech-
te, die sich aus lokalen Unterschieden in der
Rechtsanwendung sowie aus informellen Prozessen
bei der Anwendung formaler Regelungen, wie eth-
nischen oder geschlechtlichen Diskriminierungen,
ergeben und die dazu führen, dass bestimmte Grup-
pen bevorzugt oder benachteiligt werden (Morris
2002: 122f.). Die Kategorie des ‚staatsbürgerlichen
Defizits‘ lässt sich m.E. jedoch auch in einem
allgemeineren Sinne verwenden, um mangelnde
Möglichkeiten der Einlösung formal vorhandener
Rechte bzw. die differenzielle Verteilung dieser
Möglichkeiten entlang askriptiver Merkmale wie
Geschlecht oder Ethnizität zu beschreiben und so
die Einsicht der feministischen Wohlfahrtsstaatsfor-
schung in die substanzielle Stratifiziertheit formal
gleicher Rechte konzeptionell für die Analyse von
sozialen Rechten fruchtbar zu machen. Denn eben-
so wie die der Frauen, bestimmen sich auch die
sozialen Rechte von Migranten nicht allein durch
formale aufenthaltsrechtliche und sozialrechtliche
Bestimmungen; auch die faktische Position von
Migranten auf Arbeitsmärkten bzw. innerhalb der
Sozialstruktur beeinflusst die Möglichkeiten ihres
Zugangs zu sozialer Sicherung und den Grad ihrer
Inklusion in den nationalen Wohlfahrtsstaat. Die
sozialen Rechte von Migranten sind also mehrfach
stratifiziert.
Auf der formal rechtlichen Ebene spielen für den
Zugang zu sozialen Sicherungssystemen erstens auf-
enthaltsrechtliche Statuszuweisungen eine zentrale
Rolle. Verschiedene Zuwanderergruppen haben
aufgrund aufenthaltsrechtlicher Bestimmungen in
unterschiedlichem Ausmaß Zugang zu den unter-
schiedlichen sozialen Sicherungssystemen (Dörr
1996: 6f.). Die aufenthaltsrechtliche Stratifizierung
wirkt sich dabei sowohl direkt auf den Zugang zu
sozialen Leistungen aus, als auch indirekt, vermit-
telt über die an den Aufenthaltsstatus gekoppelte
Arbeitserlaubnis. Zweitens sind für den Zugang
von Migranten zu sozialen Leistungen aber auch
die institutionellen Rahmenbedingungen einzelner
wohlfahrtsstaatlicher Leistungssysteme relevant.
Diese sind nach unterschiedlichen ordnungspoliti-
schen Konzepten organisiert und operieren auf der
Basis bestimmter Anspruchsbedingungen, wobei je-
des dieser Systeme Migranten in unterschiedlichem
Ausmaß Zugang zu seinen Leistungen gewährt –
ein Inklusions- bzw. Exklusionsmechanismus, der
im Folgenden als wohlfahrtsstaatliche Stratifizie-
rung bezeichnet wird. Im Zeitverlauf können sich
sowohl aufenthaltsrechtliche als auch sozialrecht-
liche Regelungen verändern und damit die Rechte
bestimmter Migrantengruppen expandieren oder
kontrahieren.
Die häufig marginale Position von Migranten im
Wohlfahrtsstaat lässt sich jedoch nicht allein durch
formal rechtliche Beschränkungen des Zugangs zu
sozialen Leistungen erklären. Aufenthaltsrechtlich
steht Zuwanderergruppen mit gefestigtem Aufent-
haltsstatus der Zugang zu allen verfügbaren sozia-
len Leistungen der Aufnahmegesellschaft offen und
sind sie Inländern sozialrechtlich gleich gestellt.
Dennoch befinden sie sich drittens aufgrund der
sozialstrukturellen Differenzierung entlang von
Staatsbürgerschaft bzw. Ethnizität häufig in einer
schwachen Position gegenüber den sozialen Siche-
rungssystemen. Vom wohlfahrtstaatlich institutiona-
lisierten ‚Normallebenslauf‘ abweichende Lebensläu-
fe (Bommes 2000), überproportionale Betroffenheit
von wirtschaftlichen Strukturwandel (Castels/David-
son 2000, Seifert 2001), niedrige Qualifikationen
(Esser 2001) sowie Schließungsprozesse aufgrund
askriptiver Merkmale können zur Folge haben, dass
formal vorhandene soziale Rechte faktisch nicht
verwirklicht oder eingelöst werden können. In einer
zeitlichen Perspektive können wirtschaftliche Um-
brüche und damit verbundene Marginalisierungs-
prozesse dazu führen, dass Migranten verstärkt auf
schwache sozio-ökonomische Positionen verwiesen
werden und auf diese Weise ihre faktischen Zu-
gangsmöglichkeiten zu sozialer Sicherung erodie-
ren. Um die Entwicklung der sozialen Rechte von
Migranten in den letzten Dekaden adäquat be-
schreiben zu können, gilt es, diese drei Ebenen der
Stratifizierung in den Blick zu nehmen.
3. Aufenthaltsrechtliche Stratifizierung
3.1 Muster aufenthaltsrechtlicher Stratifizierung
in Großbritannien und Deutschland
Betrachtet man den aufenthaltsrechtlichen Status
verschiedener Migrantengruppen in beiden Ländern
und die sich daraus ergebenden Ansprüche auf sozi-
alstaatliche Leistungen, so sticht Deutschland durch
die Anzahl und Komplexität verschiedener aufent-
haltsrechtlicher Statuspositionen hervor. Zwar ist
mit dem neuen Zuwanderungsgesetz die Zahl der
Aufenthaltstitel von fünf auf zwei – eine befristete
Aufenthaltserlaubnis und eine unbefristete Nieder-
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lassungserlaubnis – reduziert worden. Der befristete
Aufenthaltstitel differenziert sich jedoch nach Auf-
enthaltszwecken (Ausbildung, Erwerbstätigkeit, Fa-
miliennachzug, humanitäre Gründe) und wird nach
jeweils unterschiedlichen Kriterien gewährt.6 Groß-
britannien weist dagegen ein wesentlich weniger
komplexes System des gradierten Zugangs und rela-
tiv einfache und schnelle Wege der Statusverfesti-
gung auf (Morris 2002: 119f.). Die unterschiedli-
chen aufenthaltsrechtlichen Statuspositionen von
Migranten in beiden Ländern lassen sich trotz die-
ser Unterschiede aber vier Hauptgruppen zuordnen,
die im System der staatsbürgerlichen Stratifizierung
hierarchisch angeordnet sind: 1. die Gruppe der
Migranten mit sofortigem Zugang zur Staatsbür-
gerschaft, 2. die Gruppe der Zuwanderer mit gesi-
chertem Aufenthaltsstatus – die so genannten
‚Denizens‘, 3. die Gruppe der nachziehenden Fami-
lienangehörigen und der Arbeitsmigranten sowie
schließlich 4. die Gruppe der Migranten mit unsi-
cherem Aufenthaltsstatus und schlechten Aussich-
ten auf eine Verfestigung ihres Status, die ich im
Anschluss an Castles und Davidson (2000) als
‚Margizens‘ bezeichnen möchte.7
1. In beiden Ländern bilden Migranten mit der
Staatsbürgerschaft des Aufnahmelandes bzw. Zu-
wanderer, die aufgrund ihrer Abstammung soforti-
gen Zugang zur Staatsbürgerschaft erhalten, die am
stärksten privilegierte Gruppe innerhalb des Sys-
tems der ‚civic stratification‘. Die Staatsbürger-
schaft verschafft ihnen unmittelbaren und vollen
Zugang zu sozialen und politischen Rechten. Die
unterschiedlichen historischen Profile der Immigra-
tionsregime Großbritanniens und Deutschlands zei-
gen sich am deutlichsten innerhalb dieser Gruppe.
Im britischen Fall wird diese von fremdethnischen
Migranten aus den Commonwealth-Staaten gebil-
det, die aufgrund der Kolonialgeschichte mit dem
Vereinigten Königreich verbunden sind und über
die britische Staatsbürgerschaft verfügen. Im deut-
schen Fall handelt es sich dagegen um die so ge-
nannten (Spät-)Aussiedler, die wegen ihrer Abstam-
mung juristisch als deutsche Volksangehörige
anerkannt werden und dadurch Zugang zur deut-
schen Staatsangehörigkeit erhalten.
2. Auch für die zweite Gruppe im System der auf-
enthaltsrechtlichen Stratifizierung – die ‚Denizens‘ -
bestehen keine aufenthalts- oder sozialrechtlichen
Barrieren für den Bezug sozialer Leistungen (Dörr
1996: 13f.). Diese Kategorie umfasst Bürger aus
Staaten des europäischen Wirtschaftsraums (EWR),
anerkannte Flüchtlinge und lang ansässige Arbeits-
migranten mit gesichertem Aufenthaltsstatus. Ab-
gesehen von den politischen Rechten, sind sie Inlän-
dern rechtlich weit gehend gleich gestellt. Die
Erlangung eines gesicherten Aufenthaltsstatus ist in
Großbritannien nach vier Jahren möglich. In
Deutschland sind für die Erlangung einer unbefris-
teten Niederlassungserlaubnis (früher Aufenthalts-
berechtigung) künftig8 ein fünfjähriger legaler
Aufenthalt, 60 Beitragsmonate zur gesetzlichen
Rentenversicherung sowie der Nachweis schriftli-
cher Sprachkenntnisse und eines erfolgreich absol-
vierten Integrationskurses Voraussetzung.9 Für den
Bezug sozialer Leistungen ist ein gesicherter Aufent-
haltsstatus in beiden Ländern vor allem im Bereich
der Sozialhilfe und der bedürftigkeitsgeprüften Ar-
beitslosenunterstützung10 von Bedeutung, da auch
durch mehrmaligen oder längerfristigen Bezug die-
ser Leistungen der Aufenthaltsstatus nicht mehr ge-
fährdet bzw. eine Verfestigung des Aufenthaltssta-
tus nicht verhindert werden kann (Dörr 1996: 14).
3. Die nächste Gruppe im hierarchischen System
der staatsbürgerlichen Stratifizierung bilden nach-
ziehende Familienangehörige und Arbeitsmigran-
ten. Sie bilden eine Übergangsgruppe, da manche
von ihnen nach einer bestimmten Zeit den Status
von ‚Denizens‘ erlangen können, während für ande-
re der Aufstiegspfad im System der staatsbürgerli-
chen Stratifizierung systematisch blockiert ist.
Nachziehende Familienangehörige erhalten in Groß-
britannien eine zunächst auf ein Jahr befristete Auf-
enthaltserlaubnis, die bei Fortbestand des Einreise-
grunds verlängert werden kann. Der Zugang zum
Arbeitsmarkt ist sofort möglich. Bereits nach einem
Jahr können sie die dauerhafte Niederlassung er-
werben und erhalten damit vollen Zugang zu sozia-
len Rechten (Morris 2002: 110).11 In Deutschland
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6 Für die Regelungen im Einzelnen vgl. Deutscher Bundes-
tag 2004 sowie den 6. Bericht zur Lage der Ausländerin-
nen und Ausländer in Deutschland (Beauftragte 2005).
7 Castles und Davidson verstehen unter ‚Margizens‘ Zu-
wanderer, deren Rechtsstatus unsicher ist und denen so-
ziale und politische Rechte weitgehend verwehrt bleiben.
8 Die neuen Regelungen gelten für Personen, die nach dem
01.01.2005 eingewandert sind.
9 Vor Inkrafttreten des neuen Zuwanderungsgesetzes wa-
ren hierfür acht Jahre legalen Aufenthalts nötig. Die An-
forderungen an Sprachkenntnisse und Integration waren
dafür weitaus geringer.
10 In Großbritannien handelt es sich hier um income-ba-
sed Jobseeker’s Allowance, in Deutschland um die neue
Grundsicherung für Arbeitssuchende (Arbeitslosengeld II/
Sozialgeld) nach dem SGB II.
11 Allerdings handhabt Großbritannien die Einwanderung
von Familienangehörigen sehr restriktiv; vgl. Joppke
1999: 117f.
können nachziehende Familienangehörige nach drei
Jahren eine Niederlassungserlaubnis beantragen,
wenn die familiäre Lebensgemeinschaft fort besteht
und kein Ausweisungsgrund vorliegt. Zugang zum
Arbeitsmarkt erhalten sie mittlerweile ebenfalls so-
fort, wenn der Partner bereits über eine Arbeits-
erlaubnis verfügt.12 Der Familiennachzug ist in bei-
den Ländern vom Nachweis eines gesicherten
Lebensunterhalts und ausreichenden Wohnraums
abhängig. Der Bezug staatlicher Unterstützung ist
nicht vorgesehen und der Familiennachzug kann
verwehrt werden, wenn der im Land befindliche
Angehörige auf sozialstaatliche Unterstützung an-
gewiesen ist.
Arbeitsmigranten lassen sich in zwei Gruppen un-
terteilen: Hochqualifizierte bzw. Arbeitskräfte mit
einer im Aufnahmeland gefragten Qualifikation,
denen mittlerweile in beiden Ländern relativ ein-
fache Wege der Aufenthaltsverfestigung offen ste-
hen, einerseits und temporäre Arbeitsmigranten an-
dererseits. Da in Deutschland entsprechend dem
Ziel der „Steuerung und Begrenzung der Zuwan-
derung“ auch im Rahmen des neuen Zuwan-
derungsgesetzes eine generelle Öffnung gegenüber
dauerhafter Arbeitsmigration nicht vorgesehen ist,
findet ein großer Teil der Arbeitsmigration nach
wie vor auf temporärer Basis statt. Dabei ist die
Aufenthaltserlaubnis an ein Arbeitsverhältnis bei ei-
nem bestimmten Arbeitgeber gebunden und eröff-
net in der Regel keinen Anspruch auf Sozialleistun-
gen und eine Verfestigung des Aufenthaltstatus. Für
Hochqualifizierte wird die Einwanderung dagegen
nach dem neuen Gesetz im begründeten Einzelfall
zugelassen.13 Für sie ist auch von Anfang an eine
Verfestigung des Aufenthaltsstatus vorgesehen.14
Auch für ausländische Hochschulabsolventen und
Selbständige sieht das neue Zuwanderungsrecht
bessere Möglichkeiten des Erwerbs eines dauerhaf-
ten Aufenthaltsstatus vor, die Hürden für Selbstän-
dige sind jedoch ebenfalls hoch. Auch Großbritan-
nien operiert mit einem zweistufigen System der
arbeitsmarktbezogenen Zuwanderung, wobei die
erste Gruppe hoch qualifizierte Arbeitskräfte sowie
Arbeitskräfte und Angehörige von Berufsgruppen
umfasst, für die in Großbritannien ein Mangel be-
steht. Sie erhalten zunächst eine auf fünf Jahre be-
fristete Aufenthaltserlaubnis, die verlängert werden
kann, wenn die Beschäftigung andauert und nach
vier Jahren in eine unbefristete Aufenthaltserlaub-
nis (Indefinite Leave to Remain) umgewandelt wer-
den kann. Innerhalb der zweiten Stufe werden für
niedrig qualifizierte Arbeitsmigranten jährliche
Quoten festgelegt. Außerdem muss der Arbeitgeber
hier nachweisen, dass kein Inländer für die Stelle
gefunden werden kann. In den letzten Jahren wurde
dieses System mit dem Ziel reformiert, die Zuwan-
derung Hochqualifizierter zu erleichtern und die
Anwerbung niedrig Qualifizierter auf zeitlich be-
grenzter Basis zu ermöglichen.
4. Der Gruppe der ‚Margizens‘, die sowohl in Bezug
auf ihre aufenthaltsrechtliche Stellung als auch in
Hinblick auf soziale Sicherung eine marginalisierte
Position einnehmen, die in sich jedoch auch noch
einmal in unterschiedlich sichere Aufenthaltsstatus
und Grade der Einbindung in soziale Sicherungssys-
teme differenziert ist, gehören Asylbewerber, ‚de
facto‘ – Flüchtlinge sowie Migranten ohne legalen
Aufenthaltsstatus an.
Asylbewerber stellen in der Regel bei der Einreise
ins Aufnahmeland einen Antrag auf Anerkennung
als politischer Flüchtling. Ihr Status bleibt temporä-
rer Natur, bis über ihren Antrag entschieden ist.
Während der Dauer ihres Verfahrens haben Asylbe-
werber in Großbritannien und Deutschland keinen
Anspruch auf Sozialhilfe, erfahren aber Unterstüt-
zung im Rahmen eigener, residualer Hilfesysteme.
Wird ihr Antrag auf Asyl anerkannt, wechseln
Flüchtlinge in Großbritannien von der Gruppe der
‚Margizens‘ in die Kategorie der ‚Denizens‘ und
sind fortan Inländern arbeits- und sozialrechtlich
gleich gestellt. In Deutschland erhalten Asylberech-
tigte nach dem neuen Zuwanderungsgesetz zu-
nächst nur eine befristete Aufenthaltserlaubnis und
können nach drei Jahren eine Niederlassungs-
erlaubnis beantragen, wenn die Gründe für den
Aufenthalt fortbestehen. Ist dies nicht der Fall, ver-
lieren sie aber ihr Bleiberecht.
Bei ‚de-facto‘ Flüchtlingen handelt es sich um Bür-
gerkriegsflüchtlinge oder Flüchtlinge, die nicht asyl-
berechtigt sind, aber aus unterschiedlichen Grün-
den nicht in ihr Herkunftsland zurück geschickt
werden können. In Großbritannien wurde ihnen bis
2003 mit dem Instrument des ‚exceptional leave to
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12 Bis vor kurzem erhielten nachziehende Familienangehö-
rige nach einem Jahr eine Arbeitserlaubnis, wenn der be-
reits in Deutschland lebende Angehörige über einen gesi-
cherten Aufenthaltsstatus verfügte. War dies nicht der Fall
betrug die Wartefrist 4 Jahre.
13 Sie müssen aber entweder Wissenschaftler mit besonde-
ren fachlichen Kenntnissen, in herausgehobener Stellung
oder Spezialisten oder leitende Angestellte mit einem Ge-
halt in Höhe von mindestens dem Doppelten der Beitrags-
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung sein. Dies entspricht etwa einem Jahreseinkommen
von 84.000 .
14 Die bis dahin gültige Greencard-Regelung sah nur einen
fünfjährigen Aufenthalt ohne Möglichkeit der dauerhaften
Niederlassung vor.
remain‘ (ELR) ein Aufenthalt von zunächst einem
Jahr gewährt, der mehrmals verlängert werden
konnte, bis nach vier Jahren schließlich eine Nieder-
lassungserlaubnis erworben werden konnte.15 Mitt-
lerweile wurden für diese Gruppe zwei unterschied-
liche Aufenthaltstitel eingeführt, deren Dauer nach
Ermessen, maximal aber auf drei Jahre, begrenzt
werden kann, und die vollen Zugang zum Arbeits-
markt und zu Sozialleistungen ermöglichen. Huma-
nitarian Protection wird Flüchtlingen gewährt, die
im Herkunftsland aus Gründen bedroht sind, die
nicht unter die enge Definition der Genfer Konven-
tion fallen. Nach drei Jahren können sie eine unbe-
fristete Aufenthaltserlaubnis beantragen, wenn die
Fluchtgründe fortbestehen. Flüchtlinge, die weder
nach der Genfer Konvention noch aus humanitären
Gründen anerkannt sind, aber nicht abgeschoben
werden können, erhalten ein Discretionary Leave,
mit dem nach 6 Jahren eine unbefristete Aufent-
haltserlaubnis erlangt werden kann. Hat sich damit
die Länge des ungesicherten Aufenthalts für be-
stimmte de-facto-Flüchtlinge verkürzt, für andere
aber verlängert, ist jetzt in beiden Fällen die kürze-
re Gewährung eines befristeten Aufenthalts als
bisher möglich. In Deutschland gibt es für de-facto
Flüchtlinge nach dem neuen Zuwanderungsgesetz
ebenfalls noch zwei Möglichkeiten der Aufent-
haltsgewährung: eine Aufenthaltserlaubnis aus hu-
manitären Gründen, die auf längstens drei Jahre
befristet ist und verlängert werden kann, wenn die
Gründe für den Aufenthalt fortbestehen, oder eine
Aufenthaltsbescheinigung, die das alte Instrument
der Duldung ablöst und für maximal sechs Monate
gewährt wird. Sie lässt eine Statusverfestigung
kaum zu, während bei einer Aufenthaltserlaubnis
aus humanitären Gründen nach sieben Jahren (statt
bisher acht Jahren) eine Niederlassungserlaubnis
beantragt werden kann.
Migranten ohne legalen Aufenthaltsstatus bilden
die unterste Schicht im System der ‚Civic Stratifica-
tion‘. Ihnen werden zwar durch verschiedene inter-
nationale Konventionen grundlegende Menschen-
rechte zugestanden. Der Zugang zu sozialer
Unterstützung wird aber dadurch verhindert, dass
undokumentierte Migranten sich in den meisten
Ländern nur unter der Gefahr, als solche identifi-
ziert, ausgewiesen und schließlich abgeschoben zu
werden, an staatliche Behörden wenden können
(Stobbe 2004). Damit ist für sie der Zugang zu sozi-
alstaatlicher Unterstützung effektiv blockiert. Dies




Was nun die Entwicklungen innerhalb dieser Syste-
me stratifizierter Rechte angeht, hat es Kontraktio-
nen von Rechten in beiden Ländern vor allem für
die ehemals privilegierten Zuwanderergruppen – in
Großbritannien für die Einwanderer aus den ehe-
maligen Kolonien, in Deutschland für die deutsch-
stämmigen (Spät-)Aussiedler – gegeben. Seit den
1990er Jahren ist in beiden Ländern aber auch die
Gruppe der ‚Margizens‘ von der Kontraktion von
Rechten betroffen. Eine Expansion von Rechten
hat es dagegen nur für die Arbeitsmigranten des
Gastarbeitersystems und ihre Familien in Deutsch-
land gegeben.
Im Vereinigten Königreich gab es bereits seit Ende
der 1960er Jahre Bemühungen, die Zuwanderung
aus den Commonwealth-Staaten durch Auflagen
und Immigrationskontrollen einzuschränken (Lay-
ton-Henry 1985: 101ff.). Mit dem British Natio-
nality Act von 1981 wurde das britische Staats-
angehörigkeitsrecht schließlich so verändert, dass
künftig nur noch Personen, die qua Geburt, Ab-
stammung oder Heirat über enge Verbindungen zu
Großbritannien verfügten, die britische Staatsange-
hörigkeit erwerben konnten. Die Beschränkung des
Zuzugs von Migranten aus den Commonwealth-
Staaten wurde also durch die Einführung von ius
sanguinis-Elementen in das bis dahin stark durch
das ius soli geprägte britische Staatsangehörigkeits-
recht erreicht.
In Deutschland wurde Ende der 1980er Jahre da-
mit begonnen, den zu diesem Zeitpunkt stark
zunehmenden Zuzug von ‚Aussiedlern‘ zu be-
schränken und ihre sozialrechtlichen Privilegien
abzubauen (Bommes 2000: 102 f.). Zu diesem
Zwecke wurde zunächst in den Herkunftsländern
ein formales Procedere zur Überprüfung der Ein-
wanderungsanträge eingerichtet. 1992 wurde der
Zuzug von Aussiedlern auf maximal 220.000, spä-
ter auf 110.000 pro Jahr beschränkt und der Sta-
tus des Spätaussiedlers geschaffen, der die Zuwan-
derung Deutschstämmiger aus den ehemaligen
Ostblockländern, vor allem aus der ehemaligen
Sowjetunion, einschränkt.16
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15 Bis 1998 war dies erst nach sieben Jahren möglich.
16 Damit haben nur noch Personen Zugang zur deutschen
Staatsbürgerschaft, die vor dem 1. Januar 1993 geboren
sind und nachweisen können, dass sie selbst oder ihre Vor-
fahren von Vertreibung betroffen waren. Auch Familien-
angehörige von Spätaussiedlern haben damit nicht mehr
den automatischen Zugang zur deutschen Staatsbürger-
schaft.
Im Gegensatz zu Großbritannien, wo die Integra-
tion der New Commonwealth-Immigranten über
den universalistischen Wohlfahrtsstaat erfolgte (vgl.
Joppke 1999: 224) und keine speziellen Maßnah-
men ergriffen wurden, erfuhren Migranten mit
Staatsbürgerschaft in Deutschland eine besondere
Förderung und Privilegierung im Hinblick auf ihre
soziale Sicherung und den Zugang zu Arbeitsmärk-
ten. Innerhalb der Sozialversicherung wurden sie so
behandelt, als hätten sie ihr gesamtes Arbeitsleben
in Deutschland verbracht und entsprechende Bei-
träge entrichtet. Außerdem wurde ihre Integration
in den deutschen Arbeitsmarkt durch Sprachkurse,
spezielle Ausbildungs- und Arbeitsförderprogram-
me staatlich gefördert (Bommes 2000: 100f.). Seit
1990 waren Aussiedler aber von massiven Ein-
schränkungen ihrer sozialrechtlichen Ansprüche
und der Kürzung von Förderprogrammen betrof-
fen, so dass sich ihre Position innerhalb des deut-
schen Wohlfahrtsstaats mittlerweile gravierend ver-
schlechtert hat (Bommes 2000: 96).
Für die Arbeitsmigranten des Gastarbeitersystems
und ihrer Familien hat es dagegen eine Expansion
von Rechten gegeben, durch die diese überhaupt
erst in den Status von ‚Denizens‘ hinein wachsen
konnten. Im Ausländergesetz von 1965 war noch
die uneingeschränkte Verfügungsgewalt des Staats
über den Aufenthalt von Ausländern juristisch ab-
gesichert (Bommes 1999: 185). Ein weiter Disposi-
tionsspielraum ermöglichte es dem Staat, die Ar-
beitsmigranten als manövrierbare Ressource zur
Lösung wirtschaftlicher Probleme zu behandeln. Im
Verlauf der 1970er und 1980er Jahre wurde diese
Willkürtradition durch die Rechtssprechung ver-
schiedener oberster Gerichte korrigiert und der
Aufenthalt von Ausländern stärker rechtlich abge-
sichert (Joppke 1999: 70ff., Bommes 1999: 187,
Guiraudon 1998: 299). Es dauerte jedoch noch bis
1990, bis das Recht auf Aufenthalt und auf Verfes-
tigung des Aufenthaltsstatus gesetzlich festgeschrie-
ben wurde (Ginsburg 1994: 199).17 1993 wurde
ein individueller Rechtsanspruch auf Einbürgerung
geschaffen (Hailbronner 2001: 103). Mit dem neu-
en Staatsangehörigkeitsgesetz wurde 1999 schließ-
lich auch ein Element des ‚ius soli‘ in das deutsche
Staatsangehörigkeitsrecht aufgenommen18 und mit
dem neuen Zuwanderungsgesetz von 2005 die er-
forderliche Aufenthaltsdauer für eine unbefristete
Niederlassung (wieder) von acht auf fünf Jahre ver-
kürzt.
Die in Deutschland ebenfalls mit dem neuen Zu-
wanderungsgesetz eingeführten Integrationskurse
sind aus rechtlicher Perspektive ambivalent zu be-
urteilen. Zwar wurden mit dem Gesetz rechtlich
verbriefte Ansprüche auch für Migrantengruppen
geschaffen, die bisher keinen Anspruch auf Förder-
leistungen hatten, so dass von einer Expansion von
Rechten gesprochen werden könnte; gleichzeitig
sind Neuzuwanderer jedoch zur Teilnahme ver-
pflichtet und müssen einen Teil der Gebühren selbst
übernehmen. Auch bereits im Land lebende Auslän-
der, die Leistungen nach dem SGB II beziehen oder
als „besonders integrationsbedürftig“ gelten, kön-
nen zur Teilnahme verpflichtet werden. Eine Nicht-
teilnahme kann mit aufenthaltsrechtlichen Kon-
sequenzen oder Leistungskürzungen sanktioniert
werden. Das Instrument der Integrationskurse ver-
körpert damit das Prinzip des „Förderns und
Forderns“, das mit seinen an sanktionsbewehrte
Pflichten geknüpften Rechten auch die jüngsten Re-
formen in der Arbeitsmarktpolitik prägt (Jakobi/
Mohr 2005).
Die Kontraktion der Rechte von ‚Margizens‘ erfolg-
te in Deutschland wie später auch in Großbritan-
nien vor allem über die Ausgliederung von Asyl-
bewerbern und de facto-Flüchtlingen aus den
regulären Systemen der letzten sozialen Sicherung
in separate, residuale Hilfesysteme. In der Bundes-
republik wurde die Existenzsicherung von Asylbe-
werbern 1993 aus dem Bundessozialhilfegesetz aus-
gegliedert. Seitdem haben Asylsuchende Anspruch
auf Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz. Diese werden in der Regel hauptsächlich in
der Form von Sachleistungen oder Warengutschei-
nen erbracht und liegen ca. 20% unterhalb des So-
zialhilfeniveaus. 1993/1994 wurden Asylsuchende
und geduldete Flüchtlinge außerdem von den Fami-
lienleistungen des Kinder- und Erziehungsgeldes
ausgeschlossen.19 1999 wurde auch in Großbritan-
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17 Das Ausländergesetz von 1990 schuf auch einen
Rechtsanspruch auf Familiennachzug und erleichterte den
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit für junge Aus-
länder und Arbeitsmigranten der ersten Generation.
Gleichzeitig wurde jedoch mit diesem Gesetz die Wartezeit
für eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis von fünf auf
acht Jahre erhöht. Das Gesetz verkörperte somit selbst die
widersprüchlichen Trends der Expansion und Kontraktion
der Rechte von Migranten.
18 Demnach wird Kindern, deren Eltern länger als acht
Jahre in Deutschland leben und die über einen unbefriste-
ten Aufenthaltsstatus verfügen, nun qua Geburt die deut-
sche Staatsbürgerschaft zuerkannt. Allerdings besteht die
sog. ‚Optionspflicht‘, nach der es nur bis zum 23. Lebens-
jahr möglich ist, die doppelte Staatsbürgerschaft zu besit-
zen. Dann müssen sich die Jugendlichen für eine der bei-
den Staatsangehörigkeiten entscheiden.
19 Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings kürzlich
entschieden, dass dieser Ausschluss den Gleichheitsgrund-
nien ein neues Hilfesystem für Asylbewerber etab-
liert (Sales 2002). Damit wurde ein landesweit
einheitliches Unterstützungs- und Unterbringungs-
system geschaffen, bei dem wie im deutschen Sys-
tem soziale Transferzahlungen weitgehend durch
ein Gutscheinsystem ersetzt und Asylsuchende zu
Beginn ihres Verfahrens zwingend in speziellen Auf-
nahmeeinrichtungen untergebracht und auf die
Kommunen verteilt werden. Die Höhe der Unter-
stützung liegt bei 70% des Regelsatzes der Sozial-
hilfe.
In Deutschland wurde der Zeitraum, in dem Asyl-
bewerber und geduldete Flüchtlinge Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen,
1997 von einem auf drei Jahre ausgeweitet und da-
mit die Anormalisierung des alltäglichen Lebens
von Flüchtlingen, die darauf zielt, ihren Aufenthalt
reversibel zu halten (Liedtke 2002: 494), auf einen
längerfristigen Zeitraum ausgedehnt. Mit dem Zu-
wanderungsgesetz von 2005 wurden auch Bürger-
kriegsflüchtlinge und andere Ausländer mit huma-
nitärem Bleiberecht, die vorher in die regulären
Hilfesysteme integriert waren, auf das Asylbewer-
berleistungsgesetz verwiesen. Außerdem wird aner-
kannten Asylbewerbern nach dem neuen Gesetz
erst nach drei Jahren und nochmaliger Überprüfung
des Fortbestands der Fluchtgründe ein gesicherter
Aufenthalt gewährt. In Großbritannien stellt das
neue Unterstützungssystem den vorläufigen End-
punkt eines juristischen Kampfes um die soziale
Unterstützung von Flüchtlingen dar (Morris 2002:
89ff.). Nachdem 1996 Asylbewerbern, die ihren
Antrag erst im Land bzw. nach längerem Aufent-
halt stellen (so genannte in-country applicants), jeg-
liche soziale Unterstützung entzogen worden war,
verpflichteten verschiedene höhere Gerichte die
Kommunen, dieser Gruppe weiterhin minimale so-
ziale Unterstützung zu gewähren. 1999 reagierte
die Labour-Regierung auf die gerichtlichen Anfech-
tungen und auf die nach wie vor stark ansteigenden
Asylbewerberzahlen20 mit einem neuen Asylgesetz.
Das Gesetz schloss Asylsuchende generell von jegli-
chen (auch kommunalen) steuerfinanzierten Sozial-
leistungen aus, führte aber gleichzeitig ein neues
einheitliches und zentralstaatlich verwaltetes Unter-
stützungssystem ein (Cohen 2001: 188ff.). Dadurch
wurde zwar wieder eine staatliche Unterstützung
für alle Asylbewerber geschaffen;21 im Vergleich zu
den sozialen Rechten, über die Asylsuchende vor
1996 verfügten, bedeutet die neue Regelung aber ei-
ne klare Verschlechterung (Morris 2002: 91).22
4. Wohlfahrtsstaatliche Stratifizierung
Aufenthaltsrechtliche Regelungen bestimmen also
in hohem Maß über Ausmaß und Grad der Inklu-
sion von Migranten in den nationalen Wohlfahrts-
staat, über Pfade der Statusverfestigung sowie Ge-
fahren des Statusverlusts und der Exklusion. Die
sozialen Rechte von Migranten werden jedoch
nicht allein durch aufenthaltsrechtliche Status-
zuweisungen bestimmt. Auch die Strukturen des in-
stitutionellen Arrangements des jeweiligen Wohl-
fahrtsregimes23 beeinflussen die Einbeziehung von
Migranten in die sozialen Sicherungssysteme der
Aufnahmegesellschaft. Verschiedene wohlfahrts-
staatliche Regimetypen eröffnen verschiedene Wege
der Inklusion und weisen unterschiedliche Risiken
des sozialen Ausschlusses auf. Diese Stratifizie-
rungsfunktion des Wohlfahrtsstaats wirkt sich zwar
nicht allein gegenüber Migranten aus. Der Wohl-
fahrtsstaat stellt laut Esping-Andersen ein eigen-
ständiges „system of stratification“ (Esping-Ander-
sen 1990: 23) dar, das an der Schichtung der
gesamten Bevölkerung mitwirkt. Migranten befin-
den sich jedoch aufgrund ihrer sozio-ökonomischen
Lage auch häufig in einer strukturell schwachen Po-
sition gegenüber den sozialen Sicherungssystemen.
Folgt man der bekannten Typologie Esping-Ander-
sens, so gehören Großbritannien und Deutschland
unterschiedlichen wohlfahrtsstaatlichen Regime-
typen an, dem liberalen bzw. dem konservativ-kor-
poratistischen. Die typischen Merkmale des libera-
len Regimes sind eine starke Präferenz für die
marktwirtschaftliche Erbringung von Sicherungs-
leistungen und das große Gewicht, das bedürftig-
keitsgeprüften Leistungen innerhalb des Welfare
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satz verletzt und den Gesetzgeber beauftragt, zum Ende
des Jahres 2005 eine verfassungskonforme Rechtslage her-
zustellen; siehe Beauftragte 2005: 541f..
20 Die Asylbewerberzahl ist in Großbritannien in den letz-
ten zehn Jahren von 28.000 auf 109.548 im Jahr stark an-
gestiegen. Damit beantragten im Jahr 2002 rund 30.000
Personen mehr Asyl im Vereinigten Königreich als in
Deutschland, wo sich die Zahl der Bewerber seit 1993 von
damals 322.599 auf nur noch 71.127 im Jahr 2002 massiv
verringert hat (Bundesamt für die Anerkennung auslän-
discher Flüchtlinge 2003).
21 Abgelehnte Asylbewerber haben jedoch keinen Zugang
zu staatlicher Unterstützung.
22 2002 versuchte die Regierung erneut, die „in-country
applicants“ aus dem neuen Unterstützungssystem aus-
zuschließen, scheiterte jedoch wiederum an der Interven-
tion der Judikative.
23 Als Wohlfahrtsstaatsregime wird das „specific institu-
tional arrangement adopted by societies in the pursuit of
work and welfare“ (Esping-Andersen 1987: 6) bezeichnet.
Mix zukommt. Die bedürftigkeitsgeprüften Leis-
tungen konzentrieren sich auf die Ärmsten, bei-
tragsabhängige Sozialversicherungen bieten aber
auch der breiten Mehrheit nur ein bescheidenes Mi-
nimum an Leistungen, das durch staatlich geförder-
te private Vorsorge ergänzt werden muss. Im Ge-
sundheitsbereich ist das britische Sozialsystem
jedoch universell. Ein nationaler Gesundheitsdienst
(National Health Service) stellt die gesundheitliche
Versorgung aller Einwohner sicher. Das konser-
vativ-korporatistische Regime ist dagegen durch ei-
ne stark ausgeprägte Orientierung auf erwerbs-
arbeitsbezogene Sozialversicherungssysteme und
die Lebensstandardsicherung der versicherten
Arbeitnehmer gekennzeichnet. Leistungen sind
beitragsabhängig und erhalten Statusdifferentiale
zwischen verschiedenen Arbeitnehmergruppen auf-
recht. Entstehende Versorgungslücken in den Ver-
sicherungssystemen wurden bisher vor allem im
Rahmen der Sozialhilfe geschlossen.
In gewisser Hinsicht harmoniert die starke Arbeits-
marktorientierung des deutschen Wohlfahrtsstaats
gut mit der Arbeitsmigration. Die zentrale An-
spruchsbedingung für Sozialleistungen ist die Teil-
nahme am Arbeitsmarkt; erwerbstätige Migranten
wachsen damit automatisch in die sozialen Siche-
rungssysteme hinein.24 Allerdings birgt die Organi-
sation sozialer Sicherung auf Basis des Versiche-
rungsprinzips auch spezifische Nachteile und
Risiken für Migranten. Da der Versichertenkreis
auf Arbeitnehmer beschränkt ist, können Migran-
ten, die zunächst keine Arbeitserlaubnis erhalten,
z.B. für die gesetzliche Rentenversicherung wich-
tige Beitragsjahre oder Anwartschaften auf Ar-
beitslosengeld nicht erwerben. Die weitgehende
Einkommensproportionalität der Versicherungs-
leistungen sorgt in Kombination mit der Tatsache,
dass ein großer Teil der Migranten in niedrigen Ein-
kommenspositionen tätig ist, außerdem dafür, dass
sie gegenüber einheimischen Rentnern oder Arbeits-
losengeldbeziehern relativ schlechter gestellt sind.
Wie unter der einheimischen Bevölkerung befinden
sich auch unter Migranten diejenigen Gruppen in
einer marginalen Position in Bezug auf soziale Si-
cherung, die nicht bzw. in einer nicht dem Normal-
arbeitsverhältnis entsprechenden Weise am Arbeits-
markt teilnehmen. Dies sind insbesondere Frauen,
Personen mit brüchigen Erwerbsbiografien und pre-
kären Beschäftigungsverhältnissen.
Migranten sind aber im britischen Sozialsystem
nicht unbedingt besser abgesichert. In Großbritan-
nien orientiert sich die staatliche Alterssicherung
ebenso wie die Arbeitslosenversicherung zwar nicht
am vorherigen Einkommen, da in beiden Fällen nur
eine pauschale Grundleistung gewährt wird, sehr
wohl aber an vorangegangenen Beitragszahlungen
und -zeiten. Verschiedene Gruppen ohne oder mit
zu geringem Einkommen werden von der Beitrags-
pflicht zur National Insurance befreit, erwerben
dann aber auch keine Leistungsansprüche. Migran-
ten ohne oder mit geringem Einkommen können
somit häufig nicht die staatliche Grundrente und
die beitragsbasierte Arbeitslosenunterstützung be-
ziehen. Für den Bezug des vollen Betrages der staat-
lichen Grundrente gelten außerdem hohe Mindest-
beitragszeiten, die gerade von Zuwanderern häufig
nicht erfüllt werden (Dörr 1996: 19). Der Betrag
der Grundrente reicht zur Mindestsicherung im Al-
ter zudem kaum aus, was Ergänzungen über andere
Sicherungssysteme wie private und betriebliche
Renten notwendig macht. Bei den betrieblichen
Rentensystemen handelt es sich um weitgehend
zeit- und einkommensproportionale Versicherungs-
systeme. Der Zugang zu diesen Systemen ist an den
Arbeitnehmerstatus und somit an ähnliche Krite-
rien gebunden wie im deutschen Rentensystem.
Können keine ausreichenden Leistungsansprüche
erworben werden, sind Migranten ähnlich wie in
Deutschland auf die Sozialhilfe verwiesen.
Die Sozialhilfe operiert in beiden Ländern nach
dem Bedarfsprinzip, nach dem jeder Einwohner des
jeweiligen Staats anspruchsberechtigt ist, der die
Kriterien der Bedürftigkeit erfüllt und ein Existenz
sicherndes Einkommen nicht aus eigener Kraft
erwirtschaften kann. Allerdings wird das Bedarfs-
prinzip durch aufenthaltsrechtliche Regelungen
aufgebrochen, aus denen sich für bestimmte Mig-
rantengruppen ein Ausschluss von Sozialhilfeleis-
tungen ergibt. In Deutschland sind dies Asylbewer-
ber und Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis
aus humanitären Gründen, in Großbritannien Asyl-
bewerber und Personen, deren Einreise und Aufent-
halt davon abhängig ist, dass sie keine staatlichen
Unterstützungsleistungen beziehen. In beiden Län-
dern bedeutet eine mehrmalige oder dauerhafte An-
gewiesenheit auf Sozialhilfe für Migranten, die
noch keinen sicheren Aufenthaltsstatus erworben
haben, die Gefährdung bzw. die Verhinderung der
Verfestigung ihres Aufenthaltsstatus, im schlimms-
ten Fall die Ausweisung.
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24 Dafür, dass die ‚Gastarbeiter‘ der 1950er und 1960er
Jahre von Beginn an in die Sozialversicherungssysteme in-
korporiert wurden, sorgten die Gewerkschaften, die einen
Wettbewerb um Arbeitsplätze und Druck auf die Löhne
verhindern wollten. Später wurden soziale Rechte für Ar-
beitsmigranten durch die nationale Gerichtsbarkeit, euro-
päische Konventionen und bilaterale Abkommen weiter
gestärkt (Sainsbury 2003).
Sozialabbau trifft zwar im Prinzip alle Klienten des
Wohlfahrtsstaats unabhängig von aufenthaltsrecht-
lichem Status oder ethnischer Zugehörigkeit, Mig-
ranten und ihre Nachkommen sind aber aufgrund
ihrer tendenziell schwachen strukturellen Position
am Arbeitsmarkt und gegenüber den sozialen Siche-
rungssystemen auch besonders von wohlfahrts-
staatlichen Restrukturierungsprozessen betroffen.
Kürzungen der Leistungen oder restriktivere An-
rechnungsregelungen betreffen sie allein aufgrund
ihrer Überrepräsentation unter den Beziehern von
Arbeitslosenunterstützung und Sozialhilfe in beson-
derer Weise. Dies ist auch bei den jüngsten Refor-
men der Arbeitslosensicherung in Deutschland der
Fall.25 Auch die Kürzung staatlicher Renten, die
Privatisierung von Versorgungsleistungen und die
Einführung von Zuzahlungen im Bereich der Ge-
sundheitsversorgung treffen Migranten verstärkt,
da sie Personen mit geringem Einkommen beson-
ders belasten und Migranten sich tendenziell eher
unter den Beziehern niedriger Einkommen befin-
den. Verschärfte Zumutbarkeitskriterien für die
Aufnahme von Arbeit können den Effekt haben, die
Arbeitsmarktsituation für Migranten weiter zu ver-
schlechtern, da sie den Konkurrenzdruck in den un-
teren Segmenten des Arbeitsmarkts erhöhen. Neue
mit Sanktionsmöglichkeiten verbundene Anforde-
rungen wie der Nachweis eigener Bemühungen um
Eingliederung in Arbeit können vor allem Migran-
ten mit Sprachschwierigkeiten überfordern. Da eine
Verfestigung des Aufenthaltsstatus durch den Bezug
von nicht-beitragsbasierten Leistungen wie der So-
zialhilfe oder dem neuen Arbeitslosengeld II verhin-
dert wird, können sozialrechtliche Reformen unter
Umständen auch aufenthaltsrechtliche Konsequen-
zen zeitigen, etwa wenn wie in Großbritannien
1996 die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld von 12
auf 6 Monate gekürzt wird oder wie in Deutschland
mit dem vierten ‚Hartz‘-Gesetz die beitragsabhängi-
ge Arbeitslosenhilfe in eine rein bedürftigkeits-
geprüfte Leistung umgewandelt wird.
5. Sozialstrukturelle Differenzierung
Wie der vorangegangene Abschnitt deutlich macht,
lässt sich wohlfahrtsstaatliche Stratifizierung nicht
allein mit Blick auf formal-rechtliche Regelungen
begreifen. Eine systematische Ungleichheitsordnung
ergibt sich im Wohlfahrtsstaat erst aus dem Zusam-
menspiel von sozialrechtlichen Regelungen und so-
zialen Ungleichheiten. In Deutschland wie in Groß-
britannien sind heute bestimmte Gruppen von
Migranten auf sozialstrukturelle Positionen verwie-
sen, die sie auch gegenüber den wohlfahrtsstaatli-
chen Leistungssystemen in eine schwache Position
bringen. Mangelnde Qualifikationen und Schlie-
ßungsprozesse aufgrund askriptiver Merkmale füh-
ren dazu, dass Migranten und ethnische Minderhei-
ten vorwiegend in Bereichen des Arbeitsmarkts
tätig sind, für die niedrige Qualifikationen erforder-
lich sind und die eine geringe Entlohnung aufwei-
sen. Da Migranten häufig im industriellen Bereich
tätig sind, sind sie auch besonders vom ökonomi-
schen Strukturwandel betroffen (Castles/Davidson
2000: 74 ff.; für Deutschland vgl. Seifert 2001: 23)
und weisen daher zum Teil auch eine deutlich höhe-
re Arbeitslosenquote auf als die deutsche bzw. wei-
ße britische Vergleichsgruppe.
So lag die Arbeitslosenquote von Ausländern26 in
Deutschland 2004 bei 20,5% und damit deutlich
höher als die der deutschen Arbeitnehmer (11,7%)
(Beauftragte 2005: 82). Auch die Quote der Sozial-
hilfebezieher liegt mit 8,4% signifikant über der
der deutschen Bevölkerung (2,9%) (ebd.: 95).27
Mit fast einem Drittel sind Türken besonders stark
von Arbeitslosigkeit betroffen. In der Arbeitsmarkt-
position wie der beruflichen Stellung als Arbeiter
oder Angestellter nehmen Ausländer im Vergleich
zu den Deutschen die geringeren Positionen ein und
sind im Bereich der un- und angelernten Tätigkeiten
konzentriert (BMA 2001: 27). Der Einkommens-
abstand zur deutschen Bevölkerung liegt bei 19%
(van Suntum/Schlotböller 2002: 182). Auch was
die Bildungssituation angeht, sind Ausländer deut-
lich schlechter gestellt als Deutsche: 1998 beende-
ten über die Hälfte der ausländischen Schüler ihre
schulische Ausbildung nach der Vollzeitschul-
pflicht; 17% verließen die Schule sogar ohne Ab-
schluss gegenüber 28% bzw. 7% bei den deut-
schen Schülern (Werner/König 2001: 18).
Die berufliche Stellung der ausländischen Arbeit-
nehmer hat sich seit den 1980er Jahren zwar suk-
zessive verbessert (Meyer 2002: 78), dennoch sto-
ßen Teile der zweiten Generation aufgrund ihrer
niedrigen Qualifikationen am Arbeitsmarkt auf be-
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25 Zu Reformen in der Arbeitslosensicherung und Sozial-
hilfe in Großbritannien und Deutschland vgl. Mohr 2004.
26 Aufgrund der groben Kategorisierungen der amtlichen
Statistik müssen im Folgenden bedauerlicherweise jegliche
vorher eingeführte Differenzierungen außer Acht gelassen
werden.
27 Zum Teil resultiert die vergleichsweise hohe Zahl von
Sozialhilfebeziehenden unter den Migranten aus Arbeits-
verboten und Wartefristen, die das Ausländer- und Asyl-
recht vorsehen.
sondere Schwierigkeiten (Bender/Seifert 1999: 27).
Auch konnte der Verlust von Arbeitsplätzen im in-
dustriellen Sektor nur teilweise durch Beschäfti-
gungsgewinne im Dienstleistungssektor kompen-
siert werden. Hinsichtlich der Bildungsungleichheit
zeigt sich ebenfalls ein gemischtes Bild. So lässt sich
zwar insgesamt ein leicht positiver Trend verzeich-
nen; von einer Angleichung an die Bildungsstruktur
der deutschen Bevölkerung kann jedoch keine Rede
sein (Meyer 2002: 76). In manchen Bereichen
nimmt die Bildungsungleichheit sogar eher wieder
zu (Esser 2001: 52).28
Wie Irena Kogan (2003) gezeigt hat, sind Migran-
ten in Deutschland wie in Großbritannien hinsicht-
lich ihrer beruflichen Positionen und Erwerbsver-
läufe gegenüber der einheimischen Bevölkerung
benachteiligt, allerdings unterscheidet sich das Aus-
maß der Benachteiligung erheblich zwischen den
beiden Ländern. Während die Berufspositionen und
Erwerbsverläufe der Immigranten in Großbritan-
nien denen der Einheimischen deutlich ähnlicher
sind, landen Migranten in Deutschland systema-
tisch im Bereich niedrig qualifizierter Beschäftigung
oder in der Arbeitslosigkeit (Kogan 2003: 23f.).
Außerdem ist die soziale Lage der ethnischen Min-
derheiten in Großbritannien durch signifikante so-
zio-ökonomische Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen ethnischen Gruppen gekennzeichnet
(Modood/Berthoud 1997). Die chinesisch- und afri-
kanischstämmigen Briten bzw. Immigranten unter-
scheiden sich hinsichtlich verschiedener sozialstruk-
tureller Indikatoren kaum noch von der weißen
Bevölkerung. Dagegen sind Personen mit paktista-
nischem bzw. bengalischem Hintergrund stark be-
nachteiligt. Karibisch- und indischstämmige Briten
bzw. Immigranten nehmen eine mittlere Position
ein.
Die Arbeitslosenquote ethnischer Minderheiten lag
aber auch in Großbritannien mit 12,7% wesentlich
höher als die der weißen britischen Arbeitnehmer
(5,4%) (van Suntum/Schlotböller 2002: 96). Ange-
hörige ethnischer Minderheiten waren außerdem
wesentlich häufiger von Langzeitarbeitslosigkeit
betroffen. Wie in anderen europäischen Ländern
waren auch in Großbritannien die Zuwanderer zu-
nächst in unattraktiven Branchen mit geringer Qua-
lifikationsstruktur und schlechter Entlohnung be-
schäftigt, was langfristige Auswirkungen auf ihre
Position innerhalb des Schichtungsgefüges des Auf-
nahmelandes zeitigte. Die Einkommen der eth-
nischen Minderheiten liegen im Durchschnitt um
12% unter denen der weißen Briten. Auch hier gibt
es jedoch erhebliche Unterschiede.
Im Zeitverlauf variieren die Arbeitslosenquoten der
ethnischen Minderheiten wie die der weißen Briten
stark mit dem Konjunkturverlauf. Allerdings ist die
Arbeitslosenquote der Weißen im Laufe der 1990er
Jahre beinahe wieder auf das Niveau der späten
1970er Jahre zurück gegangen, während die der
ethnischen Minderheiten heute um etwa 1/3 bis 1/2
mal höher liegt als damals (Nickell 1999: 17). Die
berufliche Stellung der ethnischen Minderheiten in
Großbritannien hat sich seit den 1970er Jahren ins-
gesamt zwar verbessert, allerdings scheint es ihnen
nach wie vor häufig nicht zu gelingen, ihr Bildungs-
kapital am Arbeitsmarkt auch adäquat zu ver-
werten (Kogan 2003: 16). Vom wirtschaftlichen
Strukturwandel sind ethnische Minderheiten in un-
terschiedlicher Weise betroffen (Modood/Berthoud
1997: 149): Während manche Gruppen, vor allem
höher Qualifizierte und Frauen, von ökonomischen
Restrukturierungsprozessen profitieren, bedeuten
diese für Andere den Wegfall von Arbeitsplätzen so-
wie geringere Chancen auf sich wandelnden Ar-
beitsmärkten.
Vor allem in Großbritannien, in einem geringeren
Ausmaß aber auch in Deutschland, lassen sich also
in den letzten Dekaden durchaus Prozesse sozialer
Aufwärtsmobilität diagnostizieren. Einige Gruppen
sind von dieser Entwicklung jedoch weitgehend
abgehängt und in besonderem Maße von sozio-
ökonomischen Marginalisierungsprozessen – von
Arbeitslosigkeit, Armut und abnehmenden Arbeits-
marktchancen – betroffen, was in der Konsequenz
auch zur Erosion ihrer sozialen Rechte führt. Dies
gilt in Deutschland besonders für die älteren türki-
schen sowie für junge, gering qualifizierte auslän-
dische Arbeitnehmer, in Großbritannien für die
Gruppe der Pakistani und Bangladeshi. Es sind
auch diese Gruppen, die von wohlfahrtsstaatlicher
Restrukturierung und den damit einhergehenden
Einschränkungen sozialer Rechte besonders betrof-
fen sind. Besitzen sie nicht die Staatsbürgerschaft
des jeweiligen Landes bzw. einen gesicherten Auf-
enthaltsstatus, kann ihre prekäre Position innerhalb
der Sozialstruktur und gegenüber dem Wohlfahrts-
staat unter Umständen auch zu einer Gefährdung
ihres Aufenthalts und damit nicht nur zur Exklu-
sion von gesellschaftlicher Teilhabe, sondern zum
Ausschluss aus dem nationalstaatlichen Gemeinwe-
sen überhaupt führen. Der jeweilige Status innerhalb
des Systems aufenthaltsrechtlicher Stratifizierung hat
also im Zusammenspiel mit wohlfahrtsstaatlicher
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28 So ist der Anteil von ausländischen Jugendlichen, die ei-
ne Berufsausbildung des dualen Systems durchlaufen nach
längerem Aufwärtstrend seit 1995 wieder rückläufig (van
Suntum/Schlotböller 2002: 180).
Stratifizierung und sozialstruktureller Differenzie-
rung unter Umständen sehr weitreichende Kon-
sequenzen für die Inklusionschancen bzw. Exklu-
sionsgefahren von Migranten und ethnischen
Minderheiten im nationalen Wohlfahrtsstaat.
6. Fazit
Wie die vorangegangene Diskussion deutlich ge-
macht hat, können wir nicht von den Rechten der
Migranten sprechen. Verschiedene Gruppen von
Migranten sind mit unterschiedlichen Rechten aus-
gestattet und können von unterschiedlichen Ent-
wicklungen dieser Rechte betroffen sein. So stehen,
wie die Analyse der aufenthaltsrechtlichen Stratifi-
zierung der Rechte von Migranten in Großbritan-
nien und Deutschland gezeigt hat, dem Trend der
Expansion der Rechte für ‚Denizen‘, Kontraktionen
der Rechte der früher privilegiertesten Migranten-
gruppen ebenso gegenüber wie Einschränkungen
der Rechte von Zuwanderern, die der Kategorie der
‚Margizens‘ zuzurechnen sind.
Diese Befunde widersprechen der These einer evo-
lutionär-linearen Expansion der Rechte von Mig-
ranten und der abnehmenden Bedeutung von
Staatsbürgerschaft für die rechtliche und soziale
Sicherheit von Individuen wie sie im Kontext der
Debatten über ‚Denizenship‘ und ‚transnationale
Staatsbürgerschaft‘ vorgetragen wurde. Sie sind
aber auch geeignet, die postulierte Symmetrie von
Immigrationsregime und Wohlfahrtsregime (Faist
1995: 221) in Frage zu stellen.29
Denn obwohl Großbritannien dem angelsächsisch-
residualen Wohlfahrtsmodell zuzurechnen ist, ist es
hier in den letzten Dekaden zur massiven Ein-
schränkung von Zuwanderung – auch und gerade
ehemals privilegierter Migrantengruppen – und zu
einer grundlegenden Redefinition von Staatsbürger-
schaft gekommen. Da die bereits eingewanderten
Immigranten größtenteils über die britische Staats-
bürgerschaft verfügten, war es in Großbritannien
gleichzeitig nicht nötig, Formen der partiellen Mit-
gliedschaft zu schaffen oder auszuweiten. Außer-
dem hält Großbritannien zwar nach Außen ein
restriktives Immigrationsregime aufrecht, operiert
gegenüber den bereits anwesenden bzw. zugelasse-
nen Migranten aber mit einem System, in dem die
Statusverfestigung relativ schnell und einfach mög-
lich ist. Dass es im Vereinigten Königreich keine
nennenswerte Ausweitung der Rechte von Migran-
ten gegeben hat, ist aber auch dadurch zu erklären,
dass es keine geschriebene Verfassung gibt, auf de-
ren Basis eine solche Expansion hätte eingeklagt
und vorangetrieben werden können (Joppke 1999:
103).30 Außerdem fühlten sich die politischen Eli-
ten gegenüber Einwanderern – insbesondere Flücht-
lingen – nicht in demselben Maße verpflichtet, wie
dies in Deutschland aufgrund der nationalsozialisti-
schen Vergangenheit lange Zeit der Fall gewesen
war (vgl. ebenfalls Joppke 1999: 114). Als in den
1990er Jahren die Asylbewerberzahlen in Großbri-
tannien stark zu steigen begannen und das Vereinig-
te Königreich Deutschland als Hauptaufnahmeland
von Flüchtlingen abzulösen drohte, reagierte die
Politik daher unmittelbar mit restriktiven Gesetz-
gebungen.31
War Großbritannien in der Asylpolitik „always
firm“ (Joppke 1999: 128), herrschte in Deutschland
bis 1993 eine im internationalen Vergleich liberale
Asylgesetzgebung. In Reaktion auf hohe Bewerber-
zahlen und ein gesellschaftliches Klima der Xeno-
phobie war es hier aber bereits zu Beginn der
1990er Jahre zu einer starken Einschränkung des
Rechts auf Asyl sowie zur Ausgliederung von
Flüchtlingen aus den regulären sozialstaatlichen
Hilfesystemen gekommen. Von der Kontraktion
von Rechten war neben der Gruppe der ‚Margizens‘
aber auch in Deutschland besonders die Gruppe der
ehemals privilegierten Zuwanderer – hier der eth-
nisch deutschen (Spät-)Aussiedler – betroffen. In
den 1990er Jahren wurde ihr Zugang zum Staats-
gebiet sukzessive eingeschränkt und ihre sozialen
Rechte und Privilegien beschnitten. Dies wurde je-
doch erst möglich, als der Zusammenbruch des
Kommunismus und die Wiedervereinigung das eth-
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29 Demnach bilden multiethnische Gesellschaften auf-
grund mangelnder Solidaritäten innerhalb der Arbeitneh-
merschaft nur schwache Wohlfahrtsstaaten aus, während
ethnisch homogenere Gesellschaften eher in der Lage sind,
die sozialmoralischen Ressourcen für ein hohes Maß an
Umverteilung zu mobilisieren. Im Umkehrschluss wird re-
sidualen Wohlfahrtsstaaten ein größeres Maß an Offen-
heit und Toleranz gegenüber Zuwanderern zugeschrieben
als besser ausgebauten Sozialsystemen. Zur Kritik an die-
sem einfachen Kausalzusammenhang vgl. Banting 2000.
30 Allerdings bildet die Menschenrechtscharta der Euro-
päischen Union, auf deren Grundlage der EUGH Großbri-
tannien in den 1980er Jahren dazu zwang, zwischen den
Geschlechtern diskriminierende Regelungen des Familien-
nachzugs abzuschaffen, in gewisser Weise ein funktionales
Äquivalent. Auf den rechtlichen Druck aus Straßburg rea-
gierte das Vereinigte Königreich bisher allerdings kaum
mit Liberalisierung, sondern mit einer universell geltenden
restriktiven Regelung (Joppke 1999: 123f.).
31 Als Konsequenz der Asylgesetzgebung von 2002 und
2004 sind die Asylbewerberzahlen in Großbritannien in
den letzten drei Jahren um etwa 70% zurückgegangen.
nische Modell von Staatsbürgerschaft als Integra-
tionsversprechen für die Deutschstämmigen in den
Ländern des ehemaligen Ostblocks obsolet gewor-
den war (Joppke 1999: 95ff.). Neben der immer
schwerer zu rechtfertigenden Diskrepanz in der Be-
handlung lang ansässiger fremdethnischer Migran-
ten und deutschstämmiger Zuwanderer lassen sich
die Reformen des deutschen Staatsangehörigkeits-
rechts der 1990er Jahre im Sinne des ius soli auch
damit erklären. Für die Expansion der Rechte der
ehemaligen Arbeitsmigranten, durch die diese über-
haupt erst in den Status von ‚Denizens‘ hineinwach-
sen konnten, hat schließlich die Judikative eine
Schlüsselrolle gespielt. Denn im selbsterklärten
‚Nichteinwanderungsland‘ Deutschland waren es
lange Zeit vor allem die Gerichte, die durch ihre In-
terpretationen der in der Verfassung verbrieften
Grundrechte eine Ausweitung und Festigung der zi-
vilen und sozialen Rechte von Migranten beförder-
ten. In die Erklärung der Entwicklung der Rechte
von Migranten müssen also jenseits der institutio-
nellen Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaats recht-
lich-institutionelle und politisch-kulturelle Fak-
toren ebenso einbezogen werden wie ökonomische
Krisen, Migrationsdruck, Xenophobie und die
Ängste der Bevölkerung vor Konkurrenz um knap-
pe Ressourcen.
Wie der Beitrag aber auch zeigt, ist es für die Unter-
suchung der sozialen Rechte von Migranten nicht
hinreichend, allein die Ebene der aufenthaltsrecht-
lichen Stratifizierung zu betrachten. Denn bei der
(partiellen) Exklusion und Inklusion von Migranten
im Wohlfahrtsstaat greifen verschiedene Mechanis-
men ineinander: Expansion und Kontraktion von
Rechten können sowohl auf aufenthaltsrechtlicher
wie sozialrechtlicher Ebene stattfinden. Eine Kon-
traktion im Bereich aufenthaltsrechtlicher Bestim-
mungen kann zum Ausschluss aus sozialen Siche-
rungssystemen führen, wie umgekehrt der Abbau
von sozialen Rechten zur Gefährdung des Aufent-
haltsstatus führen kann. Rechte können formal aus-
geweitet, eingeschränkt oder modifiziert werden.
Gleichzeitig können Rechte aber auch in ihrer Sub-
stanz erodieren, wenn die sozialstrukturellen Vo-
raussetzungen ihrer Inanspruchnahme für bestimm-
te Gruppen (zunehmend) problematisch werden,
wie dies für bestimmte Migrantengruppen in Groß-
britannien, in größerem Maß aber noch in Deutsch-
land der Fall ist.
Die Analyse der mehrfachen Stratifizierung sozialer
Rechte von Migranten entlang aufenthaltsrecht-
licher Statuszuweisungen, sozialrechtlicher An-
spruchsgrundlagen sowie sozialstruktureller Diffe-
renzierungen hat damit auch deutlich gemacht,
dass der Gehalt von ‚Citizenship‘ nicht allein an-
hand formaler Bestimmungen rekonstruiert werden
kann. Für die Substanz von Rechten ebenso ent-
scheidend ist, ob die sozio-ökonomischen Voraus-
setzungen für ihre Verwirklichung gegeben sind.
Für die Substanz politischer Rechte hatte T.H. Mar-
shall (1992), der große Theoretiker der Rechts-
expansion, diesen Zusammenhang erkannt. Erst
das Hinzutreten des sozialen Elements ermöglichte
in seinen Augen die Realisierung anderer Rechte
und vervollständigte den politischen Staatsbürger-
status zur ‚full citizenship‘. Dass auch formal beste-
hende soziale Rechte nur einlösbar sind, wenn die
sozialstrukturellen Voraussetzungen dazu gegeben
sind, hat er, wie auch viele Andere nach ihm, nicht
gesehen. Bei der Analyse und Bewertung von Par-
tizipationschancen und Exklusionsgefahren (nicht
nur) von Migranten im Wohlfahrtsstaat gilt es, die-
sen Zusammenhang jedoch zu berücksichtigen.
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